
Landesgesetzblatt
für TirolSTÜCK 23 / JAHRGANG 2008 HERAUSGEGEBEN UND VERSENDET AM 8. JULI 2008

49. Gesetz vom 7. Mai 2008, mit dem die Landarbeitsordnung 2000 geändert wird
50. Gesetz vom 7. Mai 2008, mit dem die Tiroler Feuerpolizeiordnung 1998 geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Die Landarbeitsordnung 2000, LGBl. Nr. 27, zuletzt
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 21/2008, wird wie
folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis hat die Überschrift zu § 49g
zu lauten: „Beitragsleistung in besonderen Fällen“

2. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Überschrift
zu § 49n folgende Überschrift eingefügt:

„§ 49o Freie Dienstnehmer“
3. Im Inhaltsverzeichnis werden die Paragraphenbe-

zeichnungen „§§ 49o, 49p und 49q“ durch die Paragra-
phenbezeichnungen „§§ 49p, 49q und 49r“ ersetzt.

4. Im Abs. 2 des § 7 werden in der lit. m die Worte
„der Mitarbeitervorsorgekasse“ durch die Worte „der
Betrieblichen Vorsorgekasse“ ersetzt.

5. Die Abs. 1 und 2 des § 49a haben zu lauten:
„(1) Dienstnehmer und Dienstgeber können ab dem

Beginn des zweiten Dienstjahres eine Bildungskarenz
gegen Entfall des Entgelts für die Dauer von mindes-
tens drei Monaten bis zu einem Jahr vereinbaren. Eine
neuerliche Bildungskarenz kann frühestens nach dem
Ablauf von vier Jahren ab dem Antritt der letzten Bil-
dungskarenz (Rahmenfrist) vereinbart werden. Die Bil-
dungskarenz kann auch in Teilen vereinbart werden,
wobei die Dauer eines Teiles mindestens drei Monate zu
betragen hat und die Gesamtdauer der einzelnen Teile
innerhalb der Rahmenfrist, die mit dem Antritt des
ersten Teiles der Bildungskarenz zu laufen beginnt, ein
Jahr nicht überschreiten darf. Bei der Vereinbarung über
die Bildungskarenz ist auf die Interessen des Dienst-
nehmers und auf die Erfordernisse des Betriebes Rück-
sicht zu nehmen. In Betrieben, in denen ein für den
Dienstnehmer zuständiger Betriebsrat errichtet ist, ist
dieser auf Verlangen des Dienstnehmers den Verhand-
lungen beizuziehen.

(2) Dienstnehmer und Dienstgeber können eine Bil-
dungskarenz für die Dauer von mindestens drei Mona-
ten bis zu einem Jahr auch in einem befristeten Dienst-
verhältnis in einem Saisonbetrieb (§ 195 Abs. 6) verein-
baren, sofern das befristete Dienstverhältnis ununter-
brochen drei Monate gedauert hat und jeweils vor dem
Antritt einer Bildungskarenz oder einer neuerlichen Bil-
dungskarenz eine Beschäftigung zum selben Dienst-
geber im Ausmaß von mindestens einem Jahr vorliegt.
Zeiten von befristeten Dienstverhältnissen zum selben
Dienstgeber, die innerhalb eines Zeitraumes von vier
Jahren vor dem Antritt der jeweiligen Bildungskarenz
und gegebenenfalls nach der Rückkehr aus der mit die-
sem Dienstgeber zuletzt vereinbarten Bildungskarenz
liegen, sind hinsichtlich des Erfordernisses der Min-
destbeschäftigungsdauer zusammenzurechnen. Abs. 1
vierter und fünfter Satz ist anzuwenden.“

6. Die bisherigen Abs. 2, 3 und 4 des § 49a erhalten
die Absatzbezeichnungen „3“, „4“ und „5“.

7. Der zweite Satz des § 49b hat zu lauten:
„Im Übrigen gilt § 49a Abs. 3, 4 und 5.“
8. Die §§ 49f und 49g haben zu lauten: 

„§ 49f
Beginn und Höhe der Beitragszahlungen

(1) Der Dienstgeber hat für den Dienstnehmer ab
dem Beginn des Dienstverhältnisses einen laufenden
Beitrag in der Höhe von 1,53 v. H. des monatlichen Ent-
gelts sowie allfälliger Sonderzahlungen an den für den
Dienstnehmer zuständigen Träger der Krankenversi-
cherung nach Maßgabe des § 58 Abs. 1 bis 6 ASVG zur
Weiterleitung an die Betriebliche Vorsorgekasse zu über-
weisen, sofern das Dienstverhältnis länger als einen Mo-
nat dauert. Der erste Monat ist jedenfalls beitragsfrei.
Wird innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Monaten ab
dem Ende eines Dienstverhältnisses mit demselben
Dienstgeber erneut ein Dienstverhältnis geschlossen, so
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setzt die Beitragspflicht mit dem ersten Tag dieses
Dienstverhältnisses ein.

(2) Der Dienstnehmer hat für die Dauer einer mit
einem Rechtsträger nach § 8 Abs. 1 ZDG abgeschlosse-
nen Vereinbarung nach § 7a ZDG gegen diesen als
Dienstgeber, allenfalls nach § 49g Abs. 5 gegen den
Familienlastenausgleichsfonds (FLAF), Anspruch auf
eine Beitragsleistung nach diesem Gesetz an die vom
Rechtsträger ausgewählte Betriebliche Vorsorgekasse.

(3) Der Dienstgeber hat abweichend vom Abs. 1 die
Wahlmöglichkeit, die Abfertigungsbeiträge aus gering-
fügigen Beschäftigungsverhältnissen nach § 5 Abs. 2
ASVG entweder monatlich oder jährlich (Beitragszeit-
raum Kalendermonat oder Kalenderjahr) zu überwei-
sen. Bei einer jährlichen Zahlungsweise sind zusätzlich
2,5 v. H. vom zu leistenden Beitrag gleichzeitig mit die-
sem an den zuständigen Träger der Krankenversiche-
rung zur Weiterleitung an die Betriebliche Vorsorge-
kasse zu überweisen. Die Fälligkeit der Beiträge ergibt
sich aus § 58 ASVG. Abweichend davon sind bei einer
jährlichen Zahlungsweise die Abfertigungsbeiträge bei
einer Beendigung des Dienstverhältnisses zwei Wochen
nach dem Ende des Dienstverhältnisses fällig. Eine
Änderung der Zahlungsweise ist nur zum Ende des
Kalenderjahres zulässig. Der Dienstgeber hat eine Än-
derung der Zahlungsweise dem zuständigen Träger der
Krankenversicherung vor dem Beitragszeitraum, für
den die Änderung der Zahlungsweise vorgenommen
wird, zu melden.

(4) Für die Dauer der Inanspruchnahme der Alters-
teilzeit nach § 27 des Arbeitslosenversicherungsgeset-
zes, des Solidaritätsprämienmodells nach § 49c sowie für
die Dauer einer Kurzarbeit nach § 27 Abs. 1 lit. b des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes ist als Bemessungs-
grundlage für den Beitrag des Dienstgebers das monat-
liche Entgelt auf der Grundlage der Arbeitszeit vor der
Herabsetzung der Normalarbeitszeit heranzuziehen.

(5) Welche Leistungen als Entgelt im Sinn der Abs. 1
und 4 anzusehen sind, bestimmt sich nach § 49 ASVG
unter Außerachtlassung der Geringfügigkeitsgrenze
nach § 5 Abs. 2 ASVG und der Höchstbeitragsgrund-
lage nach § 108 Abs. 3 ASVG.

(6) Anwartschaftsberechtigter ist ein Dienstnehmer,
für den Beiträge nach den Abs. 1 bis 5 oder nach § 49g
an die Betriebliche Vorsorgekasse zu leisten sind oder
waren oder für den Übertragungsbeträge gezahlt wurden.

(7) Abfertigungsanwartschaft sind die in einer Be-
trieblichen Vorsorgekasse verwalteten Ansprüche eines
Anwartschaftsberechtigten. Diese setzen sich zusam-
men aus:

a) den in diese Betriebliche Vorsorgekasse eingezahl-
ten Abfertigungsbeiträgen abzüglich der einbehaltenen
Verwaltungskosten und/oder einer allenfalls in diese Be-
triebliche Vorsorgekasse übertragenen Altabfertigungs-
anwartschaft abzüglich der jeweils einbehaltenen Ver-
waltungskosten zuzüglich

b) allfälliger der Betrieblichen Vorsorgekasse zuge-
flossener Verzugszinsen für Abfertigungsbeiträge und/
oder für eine Altabfertigungsanwartschaft zuzüglich

c) der allenfalls aus einer anderen Betrieblichen Vor-
sorgekasse in diese  Betriebliche Vorsorgekasse übertra-
genen Abfertigungsanwartschaft zuzüglich

d) der zugewiesenen Veranlagungsergebnisse.
(8) Altabfertigungsanwartschaft ist die fiktive Ab-

fertigung nach § 43 zum Zeitpunkt des Übertrittes.

§ 49g
Beitragsleistung in besonderen Fällen

(1) Der Dienstnehmer hat für die Dauer des jeweili-
gen Präsenz- oder Ausbildungsdienstes nach den gel-
tenden wehrrechtlichen Bestimmungen bei weiterhin
aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine Bei-
tragsleistung durch den Dienstgeber in der Höhe von
1,53 v. H. der fiktiven Bemessungsgrundlage in der
Höhe des Kinderbetreuungsgeldes nach § 3 Abs. 1
KBGG. Dies gilt nicht für den zwölf Monate überstei-
genden Teil eines Wehrdienstes als Zeitsoldat nach § 19
Abs. 1 Z. 5 WG 2001, eines Auslandseinsatzpräsenz-
dienstes nach § 19 Abs. 1 Z. 9 WG 2001 oder eines Aus-
bildungsdienstes. In den Fällen des § 19 Abs. 1 Z. 6, 8
und 9 WG 2001 hat der Dienstnehmer für einen zwölf
Monate übersteigenden Teil Anspruch auf eine Bei-
tragsleistung durch den Bund in derselben Höhe; die
Beiträge sind vom Bund im Weg der Versicherungsan-
stalt öffentlich Bediensteter in die Betriebliche Vor-
sorgekasse seines bisherigen Dienstgebers zu leisten.

(2) Der Dienstnehmer hat jeweils für die Dauer des
Zivildienstes und für die Dauer des Auslandsdienstes
nach den betreffenden Bestimmungen des Zivildienst-
gesetzes 1986 bei weiterhin aufrechtem Dienstverhält-
nis Anspruch auf eine Beitragsleistung durch den Dienst-
geber in der Höhe von 1,53 v. H. der fiktiven Bemes-
sungsgrundlage nach Abs. 1 erster Satz.

(3) Für die Dauer eines Anspruches auf Krankengeld
nach dem ASVG hat der Dienstnehmer bei weiterhin
aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine Bei-
tragsleistung durch den Dienstgeber in der Höhe von
1,53 v. H. einer fiktiven Bemessungsgrundlage. Diese
richtet sich nach der Hälfte des für den Kalendermonat
vor dem Eintritt des Versicherungsfalles gebührenden
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Entgelts. Sonderzahlungen sind bei der Festlegung der
fiktiven Bemessungsgrundlage außer Acht zu lassen.

(4) Für die Dauer eines Anspruchs auf Wochengeld
nach dem ASVG hat die Dienstnehmerin bei weiterhin
aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine Bei-
tragsleistung durch den Dienstgeber in der Höhe von
1,53 v. H. einer fiktiven Bemessungsgrundlage in der
Höhe eines Monatsentgelts, berechnet nach dem in den
letzten drei Kalendermonaten vor dem Versicherungs-
fall der Mutterschaft (§ 120 Abs. 1 Z. 3 ASVG) gebüh-
renden Entgelt, einschließlich anteiliger Sonderzahlun-
gen, es sei denn, diese sind für die Dauer des Wochen-
geldbezuges fortzuzahlen. Bei einem neuerlichen Ein-
tritt eines Beschäftigungsverbotes nach § 135

a) unmittelbar im Anschluss an einen vorherigen Ka-
renzurlaub nach diesem Gesetz im selben Dienstver-
hältnis oder

b) nach einer Beschäftigung im selben Dienstver-
hältnis zwischen einem Karenzurlaub und dem neuer-
lichen Beschäftigungsverbot nach § 135, die kürzer als
drei Kalendermonate dauert, oder

c) nach einer Beschäftigung in einem Dienstverhält-
nis, das nach der Beendigung des karenzierten Dienst-
verhältnisses und vor dem neuerlichen Beschäftigungs-
verbot begründet worden ist, die kürzer als drei Kalen-
dermonate dauert,
ist als Bemessungsgrundlage das für den Kalendermonat
vor dem Beschäftigungsverbot, das diesem Karenzurlaub
unmittelbar vorangegangen ist, gebührende Monatsent-
gelt (berechnet nach dem ersten Satz), im Fall der lit. c
das für den letzten Kalendermonat vor dem Eintritt des
neuerlichen Beschäftigungsverbotes gebührende volle
Monatsentgelt, heranzuziehen.

(5) Für Zeiten des Bezuges von Kinderbetreuungs-
geld hat der Dienstnehmer oder der ehemalige Dienst-
nehmer, wenn der Zeitraum zwischen dem Beginn des
Bezuges von Kinderbetreuungsgeld und dem Ende des
letzten diesem Gesetz oder gleichartigen österreichi-
schen Rechtsvorschriften unterliegenden Dienstver-
hältnisses nicht mehr als drei Jahre beträgt, Anspruch
auf eine Beitragsleistung zu Lasten des FLAF in der
Höhe von 1,53 v. H. des jeweils nach den §§ 3 Abs. 1, 5a
Abs. 1 oder 5b Abs. 1 KBGG bezogenen Kinderbetreu-
ungsgeldes.

(6) Auf die Einhebung der Beiträge ist § 49f Abs. 1,
2 und 3 anzuwenden.“

9. Soweit in den §§ 49h, 49i und 49j auf das Wort „Mit-
arbeitervorsorgekasse“ in der jeweiligen grammatikali-
schen Form Bezug genommen wird, wird dieses durch

die Worte „Betriebliche Vorsorgekasse“ in der jeweils
grammatikalisch richtigen Form ersetzt.

10. § 49l hat zu lauten:

„§ 49l
Anspruch auf Abfertigung

(1) Der Anwartschaftsberechtigte hat bei Beendi-
gung des Dienstverhältnisses gegen die Betriebliche
Vorsorgekasse Anspruch auf eine Abfertigung.

(2) Der Anspruch auf eine Verfügung nach § 49n
Abs. 1 über die Abfertigung besteht nicht bei Beendi-
gung des Dienstverhältnisses

a) infolge Kündigung durch den Anwartschaftsbe-
rechtigten, ausgenommen bei Kündigung während einer
Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 34, 34a, 34g, 146, 146a
oder 146g,

b) infolge verschuldeter Entlassung,
c) infolge unberechtigten vorzeitigen Austritts oder,
d) sofern noch keine drei Einzahlungsjahre (36 Bei-

tragsmonate) seit der ersten Beitragszahlung nach § 49f
oder § 49g nach der erstmaligen Aufnahme der Er-
werbstätigkeit im Rahmen eines Dienstverhältnisses
oder der letztmaligen Verfügung (ausgenommen Verfü-
gungen nach § 49n Abs. 1 lit. b oder c oder Abs. 3) einer
Abfertigung vergangen sind. Beitragszeiten nach § 49f
oder § 49g sind unabhängig davon zusammenzurechnen,
ob sie bei einem oder mehreren Dienstgebern zurück-
gelegt worden sind. Beitragszeiten nach § 49f oder § 49g
aus zum Zeitpunkt der Geltendmachung des Anspruches
weiterhin aufrechten Dienstverhältnissen sind nicht ein-
zurechnen. Für Abfertigungsbeiträge aufgrund einer
Kündigungsentschädigung, einer Ersatzleistung nach
§ 89 oder aufgrund eines nach § 22 fortgezahlten Ent-
gelts sind als Beitragszeiten auch Zeiten nach der Been-
digung des Dienstverhältnisses in dem sich aus § 11
Abs. 2 ASVG ergebenden Ausmaß anzurechnen.

(3) Die Verfügung über diese Abfertigung (Abs. 2)
kann vom Anwartschaftsberechtigten erst bei Anspruch
auf Verfügung über eine Abfertigung bei Beendigung
eines oder mehrerer darauf folgender Dienstverhältnisse
verlangt werden.

(4) Die Verfügung über die Abfertigung kann, sofern
der Dienstnehmer in keinem Dienstverhältnis steht, je-
denfalls verlangt werden:

a) nach Vollendung des Anfallsalters für die vorzeiti-
ge Alterspension aus der gesetzlichen Pensionsversi-
cherung oder nach Vollendung des 62. Lebensjahres
(Korridorpension nach § 4 Abs. 2 APG), wenn dieses
Anfallsalter zum Zeitpunkt der Beendigung des Dienst-
verhältnisses niedriger ist als das Anfallsalter für die vor-
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zeitige Alterspension aus der gesetzlichen Pensionsver-
sicherung oder aufgrund von gleichartigen Rechtsvor-
schriften von Vertragsparteien des EWR-Abkommens
oder

b) ab der Inanspruchnahme einer Eigenpension aus
der gesetzlichen Pensionsversicherung oder aufgrund
von gleichartigen Rechtsvorschriften von Vertragspar-
teien des EWR-Abkommens (Zeitpunkt der Zustellung
des rechtskräftigen Bescheides) oder

c) wenn für den Dienstnehmer seit mindestens fünf
Jahren keine Beiträge nach diesem Gesetz oder gleich-
artigen österreichischen Rechtsvorschriften zu leisten
sind.

(5) Besteht bei Beendigung eines Dienstverhältnis-
ses, das nach Inanspruchnahme einer Eigenpension aus
einer gesetzlichen Pensionsversicherung oder aufgrund
von gleichartigen Rechtsvorschriften von Vertragspar-
teien des EWR-Abkommens begründet wurde, An-
spruch auf eine Abfertigung, kann nur noch eine Verfü-
gung nach § 49n Abs. 1 lit. a oder d über die Abferti-
gung verlangt werden, ohne dass die im Abs. 2 festge-
legten Voraussetzungen für die Verfügung über die Ab-
fertigung vorliegen müssen. Gleiches gilt bei Beendi-
gung eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses
nach § 5 Abs. 2 ASVG, nach der Inanspruchnahme einer
Eigenpension aus einer gesetzlichen Pensionsversiche-
rung oder aufgrund von gleichartigen Rechtsvorschrif-
ten von Vertragsparteien des EWR-Abkommens, das
vor diesem Zeitpunkt begründet wurde.

(6) Der Anwartschaftsberechtigte hat die von ihm
beabsichtigte Verfügung über die Abfertigung der Be-
trieblichen Vorsorgekasse schriftlich bekannt zu geben.
Darin kann der Anwartschaftsberechtigte die Betrieb-
liche Vorsorgekasse weiters beauftragen, auch die Ver-
fügungen im Sinn des § 49n Abs. 1 über Abfertigungen
aus anderen Betrieblichen Vorsorgekassen zu veran-
lassen.“

11. Die Abs. 2 und 3 des § 49m haben zu lauten:
„(2) Die Abfertigung ist am Ende des zweitfolgen-

den Kalendermonates nach der Geltendmachung des
Anspruchs nach § 49l Abs. 6 fällig und binnen fünf Werk-
tagen entsprechend der Verfügung des Dienstnehmers
nach § 49n Abs. 1 lit a, b oder d zu leisten, wobei die
Frist für die Fälligkeit frühestens mit dem Ende des
Tages der Beendigung des Dienstverhältnisses oder der
sich aus § 49l Abs. 4 oder § 49n Abs. 3 erster Satz erge-
benden Zeitpunkte zu laufen beginnt. Nach Verfügun-
gen nach § 49n Abs. 1 lit. a, c oder d oder nach Auszah-
lungen nach § 39s Abs. 3 LAG hervorkommende, noch

zu dieser Abfertigungsanwartschaft gehörige Beträge
sind als Nachtragszahlung unverzüglich fällig.

(3) Der Anwartschaftsberechtigte kann die Betrieb-
liche Vorsorgekasse einmalig anweisen, die Durchfüh-
rung von Verfügungen nach § 49n Abs. 1 lit. a, c oder d
oder Abs. 3 ein bis sechs ganze Monate nach Fälligkeit
vorzunehmen. An eine solche Anweisung ist die Be-
triebliche Vorsorgekasse nur dann gebunden, wenn sie
spätestens 14 Tage vor der Fälligkeit nach Abs. 2 bei ihr
einlangt. Im Aufschubzeitraum ist die Abfertigung im
Rahmen der Veranlagungsgemeinschaft weiter zu ver-
anlagen. Mit dem Ende des letzten vollen Monats des
Aufschubzeitraumes ist eine ergänzende Ergebniszu-
weisung vorzunehmen.“

12. § 49n hat zu lauten:

„§ 49n
Verfügungsmöglichkeiten des Anwart-

schaftsberechtigten über die Abfertigung

(1) Nach Beendigung des Dienstverhältnisses kann
der Anwartschaftsberechtigte, ausgenommen in den im
§ 49l Abs. 2 genannten Fällen,

a) die Auszahlung der gesamten Abfertigung als Ka-
pitalbetrag verlangen,

b) die gesamte Abfertigung bis zum Vorliegen der
Voraussetzungen des Abs. 3 weiterhin in der Betrieb-
lichen Vorsorgekasse veranlagen,

c) die Übertragung der gesamten Abfertigung in die
Betriebliche Vorsorgekasse des neuen Dienstgebers ver-
langen oder

d) die Überweisung der gesamten Abfertigung
1. an ein Versicherungsunternehmen, bei dem der

Dienstnehmer bereits Versicherter im Rahmen einer
betrieblichen Kollektivversicherung (§ 18f VAG) ist,
oder an ein Versicherungsunternehmen seiner Wahl als
Einmalprämie für eine vom Anwartschaftsberechtigten
nachweislich abgeschlossene Pensionszusatzversiche-
rung (§ 108b EStG 1988) oder

2. an eine Pensionskasse oder an eine Einrichtung im
Sinn des § 5 Z. 4 PKG, bei der der Anwartschaftsbe-
rechtigte bereits Berechtigter im Sinn des § 5 PKG ist,
als Beitrag nach § 15 Abs. 3 Z. 10 PKG
verlangen.

(2) Gibt der Anwartschaftsberechtigte die Erklärung
über die Verwendung des Abfertigungsbetrages nicht
binnen sechs Monaten nach Beendigung des Dienstver-
hältnisses oder nach den sich aus § 49l Abs. 4 lit. a oder c
ergebenden Zeitpunkten ab, so ist der Abfertigungsbe-
trag weiter zu veranlagen. Im Fall eines innerhalb der
Verfügungsfrist eingeleiteten arbeitsgerichtlichen Ver-
fahrens über abfertigungsrelevante Umstände (etwa
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Entgeltansprüche oder die Art der Beendigung des
Dienstverhältnisses) kann der Dienstnehmer entweder
innerhalb der Frist nach dem ersten Satz oder innerhalb
von sechs Monaten nach dem Eintritt der Rechtskraft
des Gerichtsurteils verfügen.

(3) Der Anwartschaftsberechtigte kann, auch wenn
die Voraussetzungen des § 49l Abs. 2 für eine Verfügung
über die Abfertigung nicht vorliegen, sowie nach einer
Verfügung nach Abs. 1 lit. b (abweichend vom Abs. 2)
eine Verfügung über die gesamte Abfertigung in der je-
weiligen Betrieblichen Vorsorgekasse im Sinn des Abs. 1
lit. c verlangen, wenn die Abfertigungsanwartschaft seit
der Beendigung des Dienstverhältnisses mindestens drei
Jahre beitragsfrei gestellt ist. Die Verfügung kann nach
dem Ablauf der Dreijahresfrist vorgenommen werden.“

13. Nach § 49n wird folgende Bestimmung als § 49o
eingefügt:

„§ 49o
Freie Dienstnehmer

Die §§ 49f bis 49n gelten auch für freie Dienstver-
hältnisse im Sinn des § 4 Abs. 4 ASVG, für freie Dienst-
verhältnisse von geringfügig beschäftigten Personen
nach § 5 Abs. 2 ASVG und für freie Dienstverhältnisse
von Vorstandsmitgliedern im Sinn des § 4 Abs. 1 Z. 6
ASVG, die auf einem privatrechtlichen Vertrag beruhen,
mit der Maßgabe, dass

a) an die Stelle der Begriffe „Dienstnehmer“ und
„Dienstverhältnis“ in der jeweiligen grammatikalischen
Form die Begriffe „freier Dienstnehmer“ und „freies
Dienstverhältnis“ in der jeweils grammatikalisch richti-
gen Form treten,

b) die §§ 49f Abs. 4, 49h Abs. 3 vierter und fünfter
Satz, 3a und 3b und 49l Abs. 2 lit. d vierter Satz nicht
anzuwenden sind,

c) für freie Dienstnehmer, denen das Entgelt für län-
gere Zeiträume als einen Monat gebührt, das monatliche
Entgelt im Hinblick auf die Berechnung der fiktiven Be-
messungsgrundlage nach § 49g Abs. 3 oder 4 nach § 44
Abs. 8 ASVG zu berechnen ist.“

14. Die bisherigen §§ 49o, 49p und 49q erhalten die
Paragraphenbezeichnungen „§§ 49p, 49q und 49r“.

15. Im § 64 wird folgende Bestimmung als Abs. 2 ein-
gefügt:

„(2) Eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des
Geschlechtes im Sinn des Abs. 1 liegt jedenfalls dann
vor, wenn eine Dienstnehmerin im Zusammenhang mit

a) einer Schwangerschaft oder
b) einem Beschäftigungsverbot nach den §§ 135

Abs. 1 und 2 sowie 138 Abs. 1 und 2
eine weniger günstige Behandlung erfährt.“

16. Die bisherigen Abs. 2, 3 und 4 des § 64 erhalten
die Absatzbezeichnungen „3“, „4“ und „5“.

17. Der Abs. 2 des § 64b hat zu lauten:
„(2) Eine sexuelle Belästigung liegt vor, wenn ein der

sexuellen Sphäre zugehöriges Verhalten gesetzt wird,
a) das die Würde der betroffenen Person beeinträch-

tigt oder dies bezweckt,
b) das für die betroffene Person unerwünscht, unan-

gebracht oder anstößig ist und
c) 1. das für die betroffene Person eine einschüch-

ternde, feindselige oder demütigende Arbeitsumwelt
schafft oder dies bezweckt oder

2. bei dem der Umstand, dass die betroffene Person
ein der sexuellen Sphäre zugehöriges Verhalten seitens
des Dienstgebers oder der Dienstgeberin, von Vorge-
setzten oder von Kolleginnen oder Kollegen zurück-
weist oder duldet, ausdrücklich oder stillschweigend zur
Grundlage einer Entscheidung mit nachteiligen Aus-
wirkungen auf den Zugang der betroffenen Person zur
Aus- und Weiterbildung, Beschäftigung, Weiterbeschäf-
tigung, Beförderung oder Entlohnung oder zur Grund-
lage einer anderen nachteiligen Entscheidung über das
Dienstverhältnis gemacht wird.“

18. Der Abs. 2 des § 64c hat zu lauten:
„(2) Eine Belästigung liegt vor, wenn ein geschlechts-

bezogenes oder ein mit einem der im § 63 Abs. 2 ge-
nannten Diskriminierungsgründe im Zusammenhang
stehendes Verhalten gesetzt wird,

a) das die Würde der betroffenen Person beeinträch-
tigt oder dies bezweckt,

b) das für die betroffene Person unerwünscht, unan-
gebracht oder anstößig ist und

c) 1. das für die betroffene Person eine einschüch-
ternde, feindselige oder demütigende Arbeitsumwelt
schafft oder dies bezweckt oder

2. bei dem der Umstand, dass die betroffene Person
ein derartiges Verhalten seitens des Dienstgebers oder
der Dienstgeberin, von Vorgesetzten oder von Kolle-
ginnen oder Kollegen zurückweist oder duldet, aus-
drücklich oder stillschweigend zur Grundlage einer Ent-
scheidung mit nachteiligen Auswirkungen auf den Zu-
gang der betroffenen Person zur Aus- und Weiterbil-
dung, Beschäftigung, Weiterbeschäftigung, Beförde-
rung oder Entlohnung oder zur Grundlage einer ande-
ren nachteiligen Entscheidung über das Dienstverhält-
nis gemacht wird.“

19. Im Abs. 1 des § 64g hat die lit. a zu lauten:
„a) mindestens zwei Monatsentgelte, wenn der Stel-

lenwerber oder die Stellenwerberin bei diskriminie-
rungsfreier Auswahl die Stelle erhalten hätte, oder“
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20. Der Abs. 7 des § 64g hat zu lauten:
„(7) Ist das Dienstverhältnis vom Dienstgeber oder

von der Dienstgeberin wegen des Geschlechtes des
Dienstnehmers oder der Dienstnehmerin oder wegen
eines der im § 63 Abs. 2 genannten Diskriminierungs-
gründe oder wegen der offenbar nicht unberechtigten
Geltendmachung von Ansprüchen nach diesem Gesetz
gekündigt oder vorzeitig beendet worden oder ist das
Probedienstverhältnis wegen eines solchen Grundes
aufgelöst worden (§ 63 Abs. 1 lit. g oder Abs. 2 lit. g),
so kann die Kündigung oder Entlassung oder die Auf-
lösung des Probedienstverhältnisses bei Gericht ange-
fochten werden. Ist ein befristetes, auf die Umwandlung
in ein unbefristetes Dienstverhältnis angelegtes Dienst-
verhältnis wegen des Geschlechtes des Dienstnehmers
oder der Dienstnehmerin oder wegen eines der im § 63
Abs. 2 genannten Diskriminierungsgründe oder wegen
der offenbar nicht unberechtigten Geltendmachung von
Ansprüchen nach diesem Gesetz durch Zeitablauf be-
endet worden, so kann auf Feststellung des unbefriste-
ten Bestehens des Dienstverhältnisses geklagt werden.
Lässt der Dienstnehmer oder die Dienstnehmerin die
Beendigung gegen sich gelten, so hat er oder sie An-
spruch auf Ersatz des Vermögensschadens und auf eine
Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträch-
tigung.“

21. Im Abs. 8 des § 64g hat der zweite Satz zu lauten: 
„Soweit der Nachteil nicht nur in einer Vermögens-

einbuße besteht, hat der Dienstnehmer oder die Dienst-
nehmerin zum Ausgleich der erlittenen persönlichen
Beeinträchtigung Anspruch auf angemessenen Scha-
denersatz, mindestens jedoch auf 720,– Euro.“

22. Im Abs. 9 des § 64g wird im zweiten Satz das Zitat
„im Sinne der §§ 64 Abs. 2 oder 64a“ durch das Zitat „im
Sinn der §§ 64 Abs. 3 oder 64a“ ersetzt.

23. Im § 64g wird folgende Bestimmung als Abs. 10
angefügt:

„(10) Liegt eine Mehrfachdiskriminierung vor, so ist
darauf bei der Bemessung der Höhe der Entschädigung
für die erlittene persönliche Beeinträchtigung Bedacht
zu nehmen.“

24. Im § 64h hat der dritte Satz zu lauten: „§ 64g gilt
sinngemäß.“

25. Der Abs. 3 des § 155 hat zu lauten: 
„(3) Gefährdet nach Ansicht der Land- und Forst-

wirtschaftsinspektion die Verwendung eines Arbeits-
(Hilfs-)stoffes oder eines Arbeitsmittels die Dienst-
nehmer, so ist diese berechtigt, eine Probe im unbedingt
erforderlichen Ausmaß zu entnehmen und deren fach-
liche Untersuchung durch eine hierzu befugte Anstalt

zu veranlassen. Der Dienstgeber ist von der Entnahme
der Probe zu verständigen. Ferner hat die Land- und
Forstwirtschaftsinspektion der Bezirksverwaltungsbe-
hörde Anzeige zu erstatten, wenn ihrer Ansicht nach für
die Dienstnehmer bereitgestelltes Trinkwasser oder im
Betrieb an die Dienstnehmer verabreichte Lebensmittel
die Gesundheit gefährden.“

26. Im Abs. 1 des § 243 hat die lit. z zu lauten:
„z) Auswahl der Betrieblichen Vorsorgekasse nach

§ 49h oder nach dem BMSVG sowie Festlegung von
Rahmenbedingungen für die Übertrittsmöglichkeit in
das Abfertigungsrecht nach den Bestimmungen der
§§ 49f bis 49n oder nach dem BMSVG.“

27. Im Abs. 2 des § 290 hat die lit. b zu lauten:
„b) das Verfahren, nach dem die Dienstnehmer diese

Mitglieder wählen oder bestellen oder deren Bestellung
empfehlen oder ablehnen können und“ 

28. Im § 302 werden die Worte „dieses Abschnittes“
durch die Worte „dieses Unterabschnittes“ ersetzt.

29. Im § 312 werden im dritten Satz des Abs. 2 und
im Abs. 3 das Wort „Bauernkammer“ jeweils durch das
Wort „Landwirtschaftskammer“ ersetzt.

30. Im Abs. 2 des § 316 hat die lit. b zu lauten:
„b) zwei Vertreter der Landwirtschaftskammer;“
31. Im Abs. 3 des § 316 wird im dritten Satz das Wort

„Bauernkammer“ durch das Wort „Landwirtschafts-
kammer“ ersetzt.

32. (Landesverfassungsbestimmung) Der Abs. 9 des
§ 316 hat zu lauten:

„(9) Die Mitglieder der Gleichbehandlungskommis-
sion sind in Ausübung ihrer Tätigkeit an keine Weisun-
gen gebunden.“

33. Im § 316 wird folgende Bestimmung als Abs. 10
angefügt:

„(10) Die Landesregierung ist berechtigt, sich über
alle Angelegenheiten des Aufgabenbereiches der Gleich-
behandlungskommission zu informieren. Diese ist ver-
pflichtet, der Landesregierung die verlangten Auskünfte
zu erteilen. Eine Verpflichtung zur Auskunftserteilung
besteht jedoch nicht über Mitteilungen von Dienstneh-
mern, deren vertrauliche Behandlung von diesen Dienst-
nehmern gewünscht wurde.“

34. Im Abs. 2 des § 318 wird das Wort „Bauernkam-
mer“ durch das Wort „Landwirtschaftskammer“ ersetzt.

35. Im § 319 wird im zweiten Satz des Abs. 1 und im
ersten Satz des Abs. 4 das Wort „Bauernkammer“ jeweils
durch das Wort „Landwirtschaftskammer“ ersetzt.

36. Im Abs. 1 des § 320 wird im ersten Satz das Wort
„Bauernkammer“ durch das Wort „Landwirtschafts-
kammer“ ersetzt.
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37. Im § 320 wird folgende Bestimmung als Abs. 8
eingefügt:

„(8) Die Anwältin für Gleichbehandlungsfragen kann,
soweit dem Verschwiegenheitspflichten nicht entgegen-
stehen, mit Einrichtungen der Europäischen Union zur
Förderung der Gleichbehandlung zu Fragen der Gleich-
behandlung und Nichtdiskriminierung Informationen
austauschen.“

38. Die bisherigen Abs. 8 und 9 des § 320 erhalten die
Absatzbezeichnungen „9“ und „10“.

39. (Landesverfassungsbestimmung) Der neue Abs. 10
des § 320 hat zu lauten:

„(10) Die Anwältin für Gleichbehandlungsfragen ist
in Ausübung ihrer Tätigkeit an keine Weisungen ge-
bunden.“

40. Im § 320 wird folgende Bestimmung als Abs. 11
angefügt:

„(11) Die Landesregierung ist berechtigt, sich über
alle Angelegenheiten des Aufgabenbereiches der An-
wältin für Gleichbehandlungsfragen zu informieren.
Diese ist verpflichtet, der Landesregierung die verlang-
ten Auskünfte zu erteilen. Eine Verpflichtung zur Aus-
kunftserteilung besteht jedoch nicht über Mitteilungen
von Dienstnehmern, deren vertrauliche Behandlung von
diesen Dienstnehmern gewünscht wurde.“

41. § 328 hat zu lauten:

„§ 328
Verweisungen

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, beziehen sich Verweisungen auf Bundesgesetze auf
die im Folgenden jeweils angeführte Fassung:

1. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 – AWG 2002, BGBl. I
Nr. 102, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 2/2008,

2. Aktiengesetz 1965, BGBl. Nr. 98, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 72/2007,

3. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch – ABGB,
JGS Nr. 946/1811, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 113/2006,

4. Allgemeines Pensionsgesetz (APG), BGBl. I Nr. 142/
2004, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 31/
2007,

5. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz – ASVG,
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 2/2008,

6. Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 35/2006,

7. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz – ASchG, BGBl.

Nr. 450/1994, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 147/2006,

8. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG),
BGBl. Nr. 609, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 104/2007,

9. Arbeitsmarktförderungsgesetz – AMFG, BGBl.
Nr. 31/1969, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 104/2007,

10. Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz – AMPFG,
BGBl. Nr. 315/1994, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 104/2007,

11. Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz – ASGG, BGBl.
Nr. 104/1985, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 102/2007,

12. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 – APSG,
BGBl. Nr. 683, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 56/2005,

13. Arbeitsverfassungsgesetz – ArbVG, BGBl. Nr. 22/
1974, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 77/
2007,

14. Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998, BGBl. I Nr. 169,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 112/2007,

15. Bauern-Sozialversicherungsgesetz – BSVG, BGBl.
Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 101/2007,

16. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbstständigen-
vorsorgegesetz – BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, zuletzt
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007,

17. Biozid-Produkte-Gesetz (BiozidG), BGBl. I Nr. 105/
2000, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 151/2004,

18. Bundesgesetz über die Spaltung von Kapitalge-
sellschaften (SpaltG), BGBl. Nr. 304/1996, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 75/2006,

19. Chemikaliengesetz 1996 – ChemG 1996, BGBl. I
Nr. 53/1997, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 13/2006,

20. Einkommensteuergesetz 1988 – EStG 1988, BGBl.
Nr. 400, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 44/
2008,

21. Entwicklungszusammenarbeitsgesetz (EZA-G),
BGBl. I Nr. 49/2002, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I
Nr. 65/2003,

22. Exekutionsordnung – EO, RGBl. Nr. 79/1896,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 37/2008,

23. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 103/2007,

24. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz – GSVG,
BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 101/2007,
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25. Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, BGBl.
Nr. 194, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 42/2008,

26. GmbH-Gesetz - GmbHG, RGBl. Nr. 58/1906,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 72/2007,

27. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 143/2004,

28. Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, BGBl.
Nr. 235/1962, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 100/2002,

29. Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/1961, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 98/2001,

30. Investmentfondsgesetz – InvFG 1993, BGBl.
Nr. 532, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 60/2007,

31. Kinderbetreuungsgeldgesetz – KBGG, BGBl. I
Nr. 103/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 76/2007,

32. Landarbeitsgesetz 1984 – LAG, BGBl. Nr. 287,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007,

33. Land- und Forstwirtschaftliches Berufsausbil-
dungsgesetz – LFBAG, BGBl. Nr. 298/1990, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 46/2005,

34. Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 28/2007,

35. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 28/2008,

36. Pensionskassengesetz – PKG, BGBl. Nr. 281/
1990, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 107/
2007,

37. Pflanzenschutzmittelgesetz 1997, BGBl. I Nr. 60,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 55/2007,

38. SCE-Gesetz – SCEG, BGBl. I Nr. 104/2006,
39. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962,

zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 26/2008,
40. Schulunterrichtsgesetz 1986 – SchUG, BGBl.

Nr. 472, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 28/2008,

41. Unternehmensgesetzbuch – UGB, dRGBl. Nr. 219/
1897, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 72/
2007,

42. Versicherungsaufsichtsgesetz – VAG, BGBl.
Nr. 569/1978, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 107/2007,

43. Verwaltungsstrafgesetz 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 5/2008,

44. Wehrgesetz 2001 – WG 2001, BGBl. I Nr. 146, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 17/2008,

45. Zivildienstgesetz 1986 – ZDG, BGBl. Nr. 679, zu-
letzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 2/2008,

46. Zivilprozessordnung – ZPO, RGBl. Nr. 120/1895,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 7/2006.

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, beziehen sich Verweisungen auf Landesgesetze auf
die jeweils geltende Fassung.“

42. Die Abs. 7 und 8 des § 331 haben zu lauten:
„(7) Die Übertragung von Altabfertigungsanwart-

schaften aufgrund von zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
des Gesetzes LGBl. Nr. 28/2003 bestehenden Dienst-
verhältnissen auf eine Betriebliche Vorsorgekasse ist nur
bis zum Ablauf von zehn Jahren nach dem Zeitpunkt
des Inkrafttretens des Gesetzes LGBl. Nr. 28/2003 und
nur unter folgenden Voraussetzungen zulässig:

a) die Übertragung von Altabfertigungsanwartschaf-
ten bedarf einer schriftlichen Einzelvereinbarung zwi-
schen dem Dienstgeber und dem Dienstnehmer, die von
den Bestimmungen des § 43 oder von Kollektivverträ-
gen abweichen kann,

b) die Überweisung des vereinbarten Übertragungs-
betrages an die Betriebliche Vorsorgekasse hat ab dem
Zeitpunkt der Übertragung binnen längstens fünf Jah-
ren zu erfolgen,

c) die Überweisung des vereinbarten Übertragungs-
betrages hat jährlich mindestens mit je einem Fünftel
zuzüglich der Rechnungszinsen von 6 v. H. per anno des
noch aushaftenden Übertragungsbetrages zu erfolgen;
vorzeitige Überweisungen sind zulässig,

d) im Fall der Beendigung des Dienstverhältnisses,
ausgenommen die im § 49l Abs. 2 genannten Fälle, hat
der Dienstgeber den aushaftenden Teil des vereinbarten
Übertragungsbetrages vorzeitig an die Betriebliche Vor-
sorgekasse zu überweisen.

(8) Auf in die Betriebliche Vorsorgekasse übertrage-
ne Altabfertigungsanwartschaften finden die §§ 49f
bis 49n Anwendung.“

43. § 332 hat zu lauten:

„§ 332
Umsetzung von Gemeinschaftsrecht

Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien
umgesetzt:

383L0477: Richtlinie 83/477/EWG über den Schutz
der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Asbest am
Arbeitsplatz, zuletzt geändert durch die Richtlinie
2003/18/EG,

389L0391: Richtlinie 89/391/EWG über die Durch-
führung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicher-
heit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei
der Arbeit, 

389L0654: Richtlinie 89/654/EWG über Mindest-
vorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz in
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Arbeitsstätten (Erste Einzelrichtlinie im Sinn des Art. 16
Abs. 1 der Richtlinie 89/391/EWG),

389L0655: Richtlinie 89/655/EWG über Mindest-
vorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei
Benutzung von Arbeitsmitteln durch Arbeitnehmer bei
der Arbeit (Zweite Einzelrichtlinie im Sinn des Art. 16
Abs. 1 der Richtlinie 89/391/EWG), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 2001/45/EG,

389L0656: Richtlinie 89/656/EWG über Mindest-
vorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei
Benutzung persönlicher Schutzausrüstungen durch Ar-
beitnehmer bei der Arbeit (Dritte Einzelrichtlinie im
Sinn des Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 89/391/EWG), 

390L0269: Richtlinie 90/269/EWG über die Min-
destvorschriften bezüglich der Sicherheit und des Ge-
sundheitsschutzes bei der manuellen Handhabung von
Lasten, die für die Arbeitnehmer insbesondere eine Ge-
fährdung der Lendenwirbelsäule mit sich bringt (Vierte
Einzelrichtlinie im Sinn des Art. 16 Abs. 1 der Richtli-
nie 89/391/EWG), 

390L0270: Richtlinie 90/270/EWG über die Min-
destvorschriften bezüglich der Sicherheit und des Ge-
sundheitsschutzes bei der Arbeit an Bildschirmgeräten
(Fünfte Einzelrichtlinie im Sinn des Art. 16 Abs. 1 der
Richtlinie 89/391/EWG), 

391L0322: Richtlinie 91/322/EWG zur Festsetzung
von Richtgrenzwerten zur Durchführung der Richtlinie
80/1107/EWG über den Schutz der Arbeitnehmer vor
der Gefährdung durch chemische, physikalische und
biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit, zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie 2006/15/EG,

391L0382: Richtlinie 91/382/EWG zur Änderung der
Richtlinie 83/477/EWG über den Schutz der Arbeit-
nehmer gegen Gefährdung durch Asbest am Arbeitsplatz,

391L0383: Richtlinie 91/383/EWG zur Ergänzung
der Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und
des Gesundheitsschutzes von Arbeitnehmern mit be-
fristetem Arbeitsverhältnis oder Leiharbeitsverhältnis, 

392L0058: Richtlinie 92/58/EWG über Mindestvor-
schriften für die Sicherheits- und/oder Gesundheits-
schutzkennzeichnung am Arbeitsplatz (Neunte Einzel-
richtlinie im Sinn des Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie
89/391/EWG),

392L0085: Richtlinie 92/85/EWG über die Durch-
führung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicher-
heit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren
Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden
Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (Zehnte Einzel-
richtlinie im Sinn des Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie
89/391/EWG),

393L0088: Richtlinie 93/88/EWG zur Änderung der
Richtlinie 90/679/EWG über den Schutz der Arbeit-
nehmer gegen Gefährdung durch biologische Arbeits-
stoffe bei der Arbeit,

393L0104: Richtlinie 93/104/EG des Rates über be-
stimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung,

393L0104: Richtlinie 93/104/EG des Rates über be-
stimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung,

394L0033: Richtlinie 94/33/EG über den Jugendar-
beitsschutz, 

395L0063: Richtlinie 95/63/EG zur Änderung der
Richtlinie 89/655/EWG über Mindestvorschriften für
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Benutzung von
Arbeitsmitteln durch Arbeitnehmer bei der Arbeit,

398L0024: Richtlinie 98/24/EG zum Schutz von
Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer vor der
Gefährdung durch chemische Arbeitsstoffe bei der
Arbeit (Vierzehnte Einzelrichtlinie im Sinn des Art. 16
Abs. 1 der Richtlinie 89/391/EWG), 

398L0050: Richtlinie 98/50/EG zur Änderung der
Richtlinie 77/187/EWG zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von
Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von
Unternehmen, Betrieben und Betriebsteilen,

399L0070: Richtlinie 99/70/EG zu der EGB-UNICE-
CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeits-
verträge,

399L0092: Richtlinie 1999/92/EG über Mindestvor-
schriften zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes
und der Sicherheit der Arbeitnehmer, die durch explo-
sionsfähige Atmosphären gefährdet werden können
(Fünfzehnte Einzelrichtlinie im Sinn des Art. 16 Abs. 1
der Richtlinie 89/391/EWG), 

32000L0039: Richtlinie 2000/39/EG zur Festlegung
einer ersten Liste von Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten in
Durchführung der Richtlinie 98/24/EG des Rates zum
Schutz von Gesundheit und Sicherheit der Arbeitneh-
mer vor der Gefährdung durch chemische Arbeitsstoffe
bei der Arbeit, 

32000L0043: Richtlinie 2000/43/EG zur Anwendung
des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied
der Rasse oder der ethnischen Herkunft,

32000L0054: Richtlinie 2000/54/EG über den Schutz
der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch biologische
Arbeitsstoffe bei der Arbeit (Siebte Einzelrichtlinie im
Sinn des Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 89/391/EWG), 

32000L0078: Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung
eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf,
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32001L0023: Richtlinie 2001/23/EG zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über
die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim
Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Unter-
nehmens- oder Betriebsteilen,

32002L0044: Richtlinie 2002/44/EG über Mindest-
vorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesund-
heit der Arbeitnehmer vor Gefährdung durch physika-
lische Einwirkungen (Vibrationen) (Sechzehnte Einzel-
richtlinie im Sinn des Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie
89/391/EWG), 

32003L0010: Richtlinie 2003/10/EG über Mindest-
vorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesund-
heit der Arbeitnehmer vor Gefährdung durch physika-
lische Einwirkungen (Lärm, Siebzehnte Einzelrichtlinie
im Sinn des Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 89/391/EWG),

32003L0088: Richtlinie 2003/88/EG über bestimmte
Aspekte der Arbeitszeitgestaltung,

32003L0072: Richtlinie 2003/72/EG zur Ergänzung
des Statuts der Europäischen Genossenschaft hinsicht-
lich der Beteiligung der Arbeitnehmer,

32004L0037: Richtlinie 2004/37/EG über den Schutz
der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzino-
gene oder Mutagene bei der Arbeit (Sechste Einzel-
richtlinie im Sinn des Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie
89/391/EWG),

32006L0054: Richtlinie 2006/54/EG zur Verwirkli-
chung des Grundsatzes der Chancengleichheit und
Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits-
und Beschäftigungsfragen.“

Artikel II

(1) Dienstnehmer und Dienstgeber, die bereits vor
dem 1. August 2008 eine Bildungskarenz vereinbart ha-
ben, können eine neuerliche Bildungskarenz frühestens
drei Jahre nach der Rückkehr aus dieser Bildungskarenz
vereinbaren.

(2) § 49g Abs. 1 LAO 2000 in der Fassung des Art. I
Z. 8 gilt nur für Auslandseinsatzpräsenzdienste nach
§ 19 Abs. 1 Z. 9 WG 2001, die nach dem 31. Dezember
2008 angetreten werden. 

(3) Auf zum 31. Dezember 2008 bestehende freie
Dienstverhältnisse von Personen im Sinn des § 49o LAO
2000 findet § 49f Abs. 1 zweiter Satz LAO 2000 in der
Fassung des Art. I Z. 8 keine Anwendung.

(4) Auf zum 31. Dezember 2008 bestehende freie
Dienstverhältnisse mit vertraglich festgelegten Abferti-
gungsansprüchen und auf diesen unmittelbar nachfol-
gende, mit demselben Dienstgeber oder einem Dienst-
geber im Konzern (§ 46 Abs. 3 Z. 2 BMSVG) abge-
schlossene freie Dienstverhältnisse mit solchen Abfer-
tigungsansprüchen findet § 49o LAO 2000 keine An-
wendung.

Artikel III

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit in den Abs. 2 und 3
nichts anderes bestimmt ist, mit dem Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.

(2) Art. I Z. 5, 6 und 7 sowie Art. II Abs. 1 treten mit
1. August 2008 in Kraft.

(3) Art. I Z. 1 bis 4, 8 bis 14, 26 und 42 sowie Art. II
Abs. 2, 3 und 4 treten mit 1. Jänner 2009 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
van Staa

Der Landeshauptmann:
Platter

Das Mitglied der Landesregierung:
Steixner

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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Der Landtagspräsident:
van Staa

Der Landeshauptmann:
Platter

Das Mitglied der Landesregierung:
Steixner

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Die Tiroler Feuerpolizeiordnung 1998, LGBl. Nr. 111,
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 4/2005,
wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 1 des § 8 wird im ersten Satz der Klam-
merausdruck „(§ 123 Abs. 1 der Gewerbeordnung 1994,
BGBl. Nr. 194, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 118/2004)“ durch den Klammerausdruck
„(§ 123 Abs. 1 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 42/
2008)“ ersetzt.

2. Im Abs. 1 des § 13 werden im ersten Satz die Worte
„zwei Jahre“ durch die Worte „vier Jahre“ ersetzt.

3. Im Abs. 3 des § 36 wird im ersten Satz der Klam-
merausdruck „(§ 19 des Sicherheitspolizeigesetzes,
BGBl. Nr. 566/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 104/2002)“ durch den Klammerausdruck
„(§ 19 des Sicherheitspolizeigesetzes, BGBl. Nr. 566/
1991, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 4/
2008)“ ersetzt. 

Artikel II

Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

50. Gesetz vom 7. Mai 2008, mit dem die Tiroler Feuerpolizeiordnung 1998 geändert wird
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